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Die flächendeckende 
Versorgung ist gefährdet
Zahnärzte protestieren gegen Lauterbachs Spargesetz 

Durch das geplante GKV-Finanzstabili-
sierungsgesetz (GKV-FinStG) drohen er-
hebliche negative Folgen für die flächen-
deckende Patientenversorgung. Darauf 
haben BLZK und KZVB Anfang September 
in einer gemeinsamen Presseinformation 
hingewiesen. Die Zahnärzte protestieren 
deshalb massiv gegen den Gesetzentwurf. 
15.000 offene Briefe von Zahnärzten wur-
den an Bundesgesundheitsminister Karl 
Lauterbach geschickt – ein Drittel davon 
aus Bayern!

Fatale Auswirkungen  
auf Patienten

Unterstützung bekommen die Zahnärzte 
mit ihrer Forderung nach Änderungen am 
GKV-FinStG vom bayerischen Gesund-
heitsminister Klaus Holetschek (CSU) und 
seinen Kollegen in den anderen Bundes-
ländern. „Es ist gelungen, die Landesge-

sundheitsminister davon zu überzeugen, 
dass dieses Gesetz fatale Auswirkungen 
nicht nur für die Mund-, sondern auch für 
die Allgemeingesundheit unserer Patienten 
hätte. Der Bundesgesundheitsminister hat 
öffentlich angekündigt, dieses Gesetz wer-
de ohne weitere Änderungen durch den 
Bundestag gehen. Dem widersprechen 
nicht nur die Gesundheitsminister der Län-
der, sondern bundesweit mehr als 15.000 
Zahnärzte, die sich in einem offenen Brief 
an Karl Lauterbach gewandt haben. Ein 
Drittel davon sind Zahnärzte aus Bayern“, 
so der KZVB-Vorsitzende Christian Berger.

Rückenwind für Gespräche  
und Anhörungen

Dr. Wolfgang Eßer, Vorsitzender des Vor-
stands der Kassenzahnärztlichen Bun-
desvereinigung (KZBV), ergänzte: „Dies 
ist eine klare Botschaft an den Bundes-

gesundheitsminister: Mehr als 15.000 
niedergelassene Zahnärztinnen und 
Zahnärzte, die in der täglichen Praxis 
erleben, was die faktische Abschaffung 
der erst letztes Jahr im Konsens mit den 
Krankenkassen, den Patientenvertretern, 
den Fachgesellschaften und dem Bundes-
gesundheitsministerium verabschiedeten 
Parodontitistherapie für die Gesundheit 
ihrer Patienten bedeuten würde, setzen 
hier ein eindeutiges Signal, das der Minis-
ter nicht ignorieren kann. Die klare Hal-
tung der Kolleginnen und Kollegen gibt 
uns auch Rückenwind für die Gespräche 
und Anhörungen im nun beginnenden 
parlamentarischen Verfahren.“

Niederlassungsbereitschaft  
wird sinken

Die geplante Wiedereinführung der Bud-
getierung zahnmedizinisch notwendiger 
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Nordische DNA - für Sie 
entwickelt und aus hochwertigen 
Materialien gebaut 

Die Entwicklung und Herstellung 
von Dental Einheiten liegen in 
unserer DNA. Wir sind Spezialisten 
für Dentaleinheiten - darauf sind 
wir stolz. Und es beeindruckt 
uns immer wieder, welche 
entscheidende Rolle unsere Geräte 
jeden Tag in Ihrer Praxis spielen.

MESSE KALENDER 2022:
FACHDENTAL LEIPZIG LEIDER ABGESAGT.        
FACHDENTAL STUTTGART 14.-15. OKT.      
INFOTAGE DENTAL MÜNCHEN 21.-22. OKT. 
INFOTAGE DENTAL FRANKFURT 11.-12. NOV.

Heka Dental A/S 
Tel.: +45 43 32 09 90
mail@heka-dental.dk
heka-dental.dk

Leistungen wird aus Sicht von KZVB und 
BLZK dazu führen, dass sich noch weniger 
junge Zahnärzte für die Gründung oder 
Übernahme einer Praxis entscheiden. 
Doch die jungen Kollegen werden drin-
gend gebraucht. Jeder zweite Zahnarzt 
in Bayern ist über 50, jeder vierte über 
60. Gerade im ländlichen Raum suchen 
viele Zahnärzte händeringend nach einem 
Nachfolger.

Leidtragende wären  
die Patienten

„Wenn die vollständige Honorierung der 
Leistungen in der gesetzlichen Kranken-
versicherung nicht mehr garantiert ist, 
wird die Selbstständigkeit ein wirtschaft-
liches Risiko, auf das sich kaum ein junger 
Kollege einlassen wird“, erklärte Dr. Rüdi-
ger Schott, stellvertretender Vorsitzender 
des Vorstands der KZVB und niedergelas-
sener Zahnarzt im Landkreis Hof. „Leid-
tragende wären die Patienten, die schon 
bald weite Wege und lange Wartezeiten 
für einen Zahnarzttermin in Kauf nehmen 
müssten.“

Präventionsorientierte  
Behandlung wird quasi verhindert

„Die Budgetierung gefährdet auch neue 
Leistungen wie die erst 2022 eingeführte 
systematische Behandlung von Parodon-
talerkrankungen, also Zahnfleischentzün-
dungen“, betonte Christian Berger, Vor-
sitzender des Vorstands der KZVB. „Diese 
präventionsorientierte Behandlung wird 
durch das GKV-FinStG quasi verhindert. 
Dabei beugt die Parodontitis-Therapie 
nachweislich Herz-Kreislauf-Erkrankun-
gen vor. Die Wechselwirkung mit Diabe-
tes ist wissenschaftlich belegt. Zahlreiche 
weitere Krankheiten können die Folge 
von Zahnfleischentzündungen sein. Un-
behandelt kann eine Parodontitis auch zu 
Zahnverlust führen, der teuren Zahnersatz 
erforderlich macht.“

30 Millionen Betroffene

„Die Aufnahme der Parodontitis-Therapie 
in den GKV-Leistungskatalog war ein gro-
ßer Fortschritt für die präventionsorien-
tierte Versorgung“, erklärte Dr. Manfred 

Kinner, Mitglied des Vorstands der KZVB. 
„Karl Lauterbach entzieht uns mit dem 
GKV-FinStG die erforderlichen finanziel-
len Mittel mit gravierenden Folgen: Be-
gonnene Behandlungen, die sich nach 
der Richtlinie über drei Jahre erstrecken, 
können dann teilweise nicht zu Ende ge-
führt, neue Behandlungen nicht begon-
nen werden. Betroffen davon sind mehr 
als 30 Millionen Versicherte, denen der 
Anspruch auf eine wirksame Parodontal-
behandlung durch dieses Gesetz entzogen 
wird.“

Die bayerischen Zahnärzte weisen auch 
darauf hin, dass der Anteil der Zahn-
medizin an den Gesamtausgaben der 
Krankenkassen durch Prophylaxe und 
Prävention kontinuierlich gesunken ist. 
Lag er vor 20 Jahren noch bei neun Pro-
zent, sind es mittlerweile nur noch sechs 
Prozent. Die geplanten Kürzungen seien 
deshalb nicht nur eine Gefährdung für 
die Patientenversorgung, sondern auch 
nicht zielführend.

Leo Hofmeier
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BUNDESRAT  
CONTRA LAUTERBACH

Der Bundesrat lehnt die Sparpläne 
von Bundesgesundheitsminister 
Karl Lauterbach (SPD) ab. So 
fordert die Länderkammer unter 
anderem, die neue präventions-
orientierte Parodontitis-Behand-
lungsstrecke (PAR-RL) aus der 
Budgetierung herauszunehmen. 
Der Vorsitzende des Vorstandes 
der Kassenzahnärztlichen Bundes-
vereinigung (KZBV), Dr. Wolfgang 
Eßer, begrüßte diese Entschei-
dung: „Gemeinsam mit den Kas-
senzahnärztlichen Vereinigungen 
haben wir unsere Vorschläge zur 
Verbesserung des Gesetzes an die 
Länder adressiert, um eine präven-
tionsorientierte Parodontitis-The-
rapie weiterhin zu ermöglichen 
und im Sinne des Patientenwohls 
Leistungskürzungen zu vermei-
den.“ Das GKV-FinStG ist jedoch 
nicht zustimmungspflichtig. Das 
letzte Wort hat deshalb der Bun-
destag.
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